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Beschluss
Annahme in der Fassung der Antragskommission

Queerfeindliche und autoritäre Gesetzgebung in Georgien konsequent verurteilen!

Triggerwarnung: Queerfeindlichkeit und Polizeigewalt

Im Mai 2024 verabschiedete das georgische Parlament trotz massiver Proteste endgültig das sogenannte “Agentengesetz”.

Damit werden Nicht-Regierungsorganisationen (NGOs), die mehr als 20% ihrer finanziellen Mittel aus dem Ausland erhalten,

dazu gezwungen, sich als Organisation eintragen zu lassen, die “die Interessen einer ausländischen Macht” verfolgt. Dieses

Label soll insbesondere oppositionelle Organisationen und Organisationen, die sich für die Rechte marginalisierter Gruppen

stark machen, öffentlich diskreditieren und ihre Arbeit so erschweren. Auch ist der Verwaltungsaufwand, den das Gesetz ver-

ursacht, enorm und die Strafen bei Verstößen astronomisch. Doch nicht nur das: den Behörden ist es durch das Gesetz auch

erlaubt, Mitarbeiter*innen der NGOs zu zwingen, persönliche Informationen wie Religionszugehörigkeit oder sexuelle Identi-

tät offenzulegen. Zusätzlich wurde außerdem ein Gesetzespaket ins Parlament eingebracht, der vorsieht, so genannte “LGBT-

Propaganda” zu verbieten. Dabei sind die neuen Gesetze lediglich die Spitze des Eisbergs. Schon seit längerem versucht die

georgische Regierung durch autoritäre Mittel ihre Macht zu zementieren und die Opposition sowie marginalisierte Gruppen

weiter zu schwächen.

Georgien - zwischen russischem Einfluss und EU-Beitritt

Dabei spaltet die in Georgien regierende Partei “Georgischer Traum” (welche bis 2023 Teil der PES war) mit diesen Gesetzen

die georgische Gesellschaft weiter und untergräbt das mehrheitlich geforderte und in der Verfassung verankerte Ziel eines

EU-Beitritts. Gleichzeitig erinnern diese Gesetze stark an russische Regelungen, die bereits vor Jahren dort in Kraft getreten

ist, um kritische NGOsmundtot zu machen und queeres Leben aus dem öffentlichen Leben zu verbannen. So ist es wenig ver-

wunderlich, dass die russische Regierung sich positiv hinsichtlich des “Agentengesetzes” geäußert hat und gegenüber Kritik

verteidigt. Das Gesetz trifft nämlich insbesondere Organisationen, die durch die EU, deren Mitgliedsstaaten oder die USA un-

terstütztwerden. Die georgische Regierung nähert sich alsoweiter an Russland an, obwohl Russland die georgischen Regionen

Abchasien und Südossetien immer noch besetzt hält. Die Gesetze sind nur damit das neueste und offensichtlichste Beispiel,

dass die georgischeRegierung immermehr dieNähe zuRussland sucht. Dieswird spätestens seit demAngriff Russlands auf die

Ukraine offensichtlich. So unterstellen georgische Regierungspolitiker*innen seitdem der EU und NATO immer wieder, in Ge-

orgien bzw. der Kaukasus-Region eine “zweite Front gegen Russland” eröffnen zuwollen. Auch nahmder damalige georgische

Ministerpräsident an einer Konferenz rechter, nationalistischer Politiker unter der Führung Viktor Orbans teil und begrüßte

ausdrücklich dieWiederaufnahme von Direktflügen zwischen Russland und Georgien, die ebenso zu heftigen Protesten führ-

te.  Gleichzeitig versucht die georgische Regierung jedoch weiterhin zumindest so zu tun, als sei ein EU-Beitritt weiterhin das

Ziel ihrer Politik - schließlich wird ein solcher Schritt auch von einer großen Mehrheit der Georgier*innen unterstützt. So ist

Georgien seit Dezember 2023 EU-Beitrittskandidat, wobei im Zuge des “Agentengesetzes” die Beitrittsverhandlungen von der

EU seit Juni 2024 auf Eis gelegt wurden.

Georgien ist ein tiefreligiöses christliches Land. Seit dem Zerfall der UdSSR ist Georgiens wirtschaftliche Lage relativ instabil,

so gab es auch schon viele Protestbewegungen und eine Revolution 2003. Seit Georgiens Unabhängigkeit spielt die orthodoxe

georgische Kirche eine große Rolle fürGeorgiens Politik undGesellschaft. Sie lobbyiert erfolgreich für einen konservativen, sehr

russlandnahen Kurs. Dieser findet bei der konservativen Mehrheit in der Gesellschaft viel Zuspruch.

Die georgische Zivilgesellschaft

Gerade auchweil ein solcher Schritt durch die EU absehbar war und viele insbesondere jungeMenschen in Georgien eine wei-

tere Annäherung und Einflussnahme Russlands in Georgien fürchten, demonstrierten Zehntausende regelmäßig friedlich in

Tiflis und anderen Städten gegen die Einführung des “Agentengesetzes”. Auch hier zeigte die Regierung ihren offen autoritären

Stil, der dieOpposition und kritische Stimmen in der Gesellschaftmit allenMitteln zu bekämpfen versucht. So kameswährend

der Proteste zu massiver Polizeigewalt: Tränengas, Gummigeschosse, Wasserwerfer und rechtswidrige Verhaftungen waren

die routinierte Antwort auf die Kritik an dem Gesetz. Nichtsdestotrotz ließen sich die Demonstrierenden nicht einschüchtern,
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denn diese Antwort der Regierung lässt erahnen, was mit dem Gesetz bezweckt wird: Das Ende einer kritischen, offenen, de-

mokratisch orientierten Zivilgesellschaft. Das können wir nicht hinnehmen! Denn diese ist der letzte verbleibende Akteur, der

nicht in Gänze durch die Regierungspartei und dessen Ehrenvorsitzenden undMilliardär Bidsina Iwanischwili kontrolliert wird.

Queerfeindlichkeit und die Unterdrückung von Minderheiten

Gerade marginalisierte Gruppen wie z.B. die LGBTQIA+-Community sind der Regierungspartei dabei ein Dorn im Auge. So

werden sie schon seit längerem als Sündenbock für verschiedenste gesellschaftliche Probleme dargestellt und von konser-

vativen Teilen der Bevölkerung, insbesondere der Kirche, verfolgt. So wurden Pride-Veranstaltungen immer wieder angegrif-

fen und Teilnehmende zum Teil schwer verletzt. Die Polizei beteiligte sich bzw. begünstigte das. Dementsprechend wundert

es nicht, dass das so genannte “Agentengesetz” nun besonders NGOs trifft, die sich für die Belange marginalisierter Grup-

pen wie die LGBTQIA+-Community einsetzt. Diese werden von der georgischen Regierung in der Regel nur wenig unterstützt

und sind dem entsprechend dringend auf Unterstützung aus dem Ausland angewiesen. Gerade Angebote wie AIDS- (Auto-

Immun-Diffiency-Syndrome) und HIV(Human Immunodeficiency Virus)-Prävention könnten noch schwieriger werden als zu-

vor. Verschärft wird die Situation durch das so genannte “Gesetz gegen LGBT-Propaganda”. Dieses soll das Zeigen nicht-cis-

heterosexueller Lebens- und Beziehungsrealitäten inMedien und Bildungseinrichtungen verbieten. Außerdem sollen Kundge-

bungen wie der Christopher-Street-Day (CSD) sowie geschlechtsangleichende Operationen für trans*Personen verboten und

die Adoption von Kindern durch gleichgeschlechtliche Paare ausgeschlossenwerden. Per Verfassungsänderungwurde die Ehe

in Georgien als Verbindung zwischen Mann und Frau definiert.

Die Rolle Deutschlands

Es gibt jedoch Möglichkeiten, die demokratischen Kräfte in Georgien zu unterstützen. Sie müssen nur genutzt werden. Mög-

lichkeiten der Einflussnahme gibt es also, sie müssten aber auch genutzt werden! Dass sich die Bundesregierung inzwischen

über die Lage in Georgien “besorgt zeigt”, reicht uns nicht.

In Georgien sind viele Menschen, die gesellschaftlichenMinderheiten angehören, akut bedroht. Hinzu kommt, dass der geor-

gische Premierminister Kobakhidze vor denWahlen offen damit gedroht hat, Oppositionsparteienweitreichend zu verbieten.

Dazu gehörden die Unity – National-Bewegung, Coalition for Change und das Parteienbündnis Strong Georgie sowie „For

Georgia“.

Die Einstufung als sicherer Drittstaat berücksichtigt nicht hinreichend die besondere Situation queerer Menschen und oppo-

sitioneller Bewegungen in Georgien.

Nach denWahlen

Das Bild einer immer autoritäreren Regierung setzte sich auch bei den im Oktober stattgefundenen Wahlen fort. Neben

den massiven Einschüchterungen von Oppositionellen im Vorfeld sind auch Vorwürfe von systematischen und weitverbrei-

tetenWahlmanipulation lautgeworden  – so z.B. durch s.g. „ballot stuffing“, Bestechung oder Einschüchterung. Auch die pro-

europäische georgische Präsidentin Salome Surabischwi erkennt das offizielle Ergebnis nicht an und erklärte die Wahl als

illegitim. In ihrer Rede bezeichnete sie ihr eigenes Amt als die einzige noch unabhängige demokratische Institution.

Wir fordern daher

• unabhängige Behörden und Organisationen bei der Ermittlung und Aufarbeitung der Vorwürfe zu unterstützen und für

geschlossene Unterstützung demokratischer Interessen und Rechte der georgischen Zivilgesellschaft innerhalb der EU

einzutreten.

• jede Form queerfeindlicher und autoritärer Gesetzgebung sowie die Polizeigewalt gegenüber georgischen Demonstrie-

renden klar zu verurteilen, insbesondere durch sozialdemokratischeMandats- und Funktionsträger*innen. Insbesondere

ist das sogenannte “Agentengesetz” und der Gesetzesvorschlag gegen LGBT-Propaganda zu kritisieren und ihrenWider-

spruch zu einemmöglichen EU-Beitritt hinzuweisen.

• die verstärkte finanzielle Förderung von georgischen NGOs und zivilgesellschaftlichen Akteuren, insbesondere solchen,

die sich für marginalisierte Gruppen einsetzen, insbesondere ist das sogenannte “Agentengesetz” und der Gesetzesvor-

schlag gegen LGBT-Propaganda zu kritisieren und ihrenWiderspruch zu einemmöglichen EU-Beitritt hinzuweisen. Dabei

soll darauf Wert gelegt werden, dass NGOs und andere Akteure nicht aufgrund dieser Finanzierung selbst in rechtliche

Schwierigkeiten, beispielsweise aufgrund des “Agentengesetzes” geraten. Im Einzelfall muss mit den Betroffenen eine
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angemessene, möglichst sichere Lösung gesucht werden. Die Sicherheit der Betroffenen und der Fortbestand der kriti-

schen Zivilgesellschaft Georgiens muss immer imMittelpunkt stehen.

• Keine Kürzungen bei der Förderung politischen Bildungsarbeit durch deutsche Stiftungen und NGOs in Georgien.

• Die verschärfte politische Lage in Georgien bei einer Neubewertung von Georgien als sog. „sicheres Herkunftsland“

zugrunde legen. Insbesondere für queere Menschen oder Menschen, die sich gegen die Regierung stellen, ist Georgien

kein sicherer Ort mehr. 

• die SPD innerhalb der PES auf, sich gegen Georgiens Regierungskurs einzusetzen.

• zu überprüfen, inwiefern Sanktionen gegen führenden georgischen Regierungspolitiker*innenmöglich und zielführend

sind, die eine solche autoritäre und queerfeindliche Gesetzgebung unterstützen

• eine klare Verurteilung des sogenannten “Agentengesetz”, das auf die Einschränkung der Arbeit von NGOs und unab-

hängigen Medien abzielt.

• die EU-Beitrittsverhandlungen mit Georgien wieder aufzunehmen, sofern das Agentengesetz zurückgenommen wird.

Die georgische Zivilbevölkerung soll weiterhin in ihrer Annäherung an die Europäische Union gefördert werden.

Überweisen an

Bundesparteitag 2025, MdEP
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